
D assWunder gesche-
hen, bewiesen die
vergangenen zwei
Wochen in Berlin.
Der Beschluss des
Verfassungsge-

richts, der die Bundesregierung
zwingt, mehr gegen die Erderwär-
mung zu tun, löste einen regel-
rechten Turbo-Klimawandel in
der Union aus. Waren CDU und
CSU in der klimapolitischen Ral-
lye der großen Koalition bisher
fürs Bremspedal zuständig, über-
schlagen sie sich seit Neuestem
mit Ideen, wie sich das Karlsru-
her Diktum realisieren ließe.
Symbolisch für den Sinneswandel
steht Peter Altmaier. Interpretier-
te der CDU-Politiker seine Rolle
als Energieminister bisher als
Endgegner sozialdemokratischer
Ökostrom-Forderungen, insze-
niert er sich nun als Klimavor-
kämpfer erster Stunde, der „schon
im letzten September genau das
vorgeschlagen“ habe, so Altmai-
er, was das Verfassungsgericht
jetzt beschlossen hat.

Die Sozialdemokraten werden
bei diesen Einlassungen regel-
recht emotional. Von „bigott“
über „pfff“ bis zu „Satire“ reichen
die Reaktionen auf Altmaiers per-
sönliches Tauwetter. In den Ver-
handlungen über ein neues Kli-
maschutzgesetz konnte man die-
sen Groll allerdings zur Seite
schieben. In rekordverdächtiger
Zeit hat man sich offenbar bereits
am Montag darauf einigen kön-
nen. Eigentlich hatte Karlsruhe
dafür Zeit bis Ende 2022 gegeben.
Diese Flanke wollte man den Grü-
nen im Wahlkampf allerdings
nicht anbieten, so dass das Kabi-
nett wohl schon diesenMittwoch
den Entwurf von Umweltminis-
terin Svenja Schulze (SPD) ver-
abschieden wird.

Und der hat es in sich. Schon
2045, nicht erst 2050 soll Deutsch-
land klimaneutral werden. Ge-
meinsam mit dem ebenfalls ehr-
geizigen Großbritannien würde
man sich damit an die Kli-
ma-Speerspitze der größeren
Volkswirtschaften stellen. Aber
auch für die Zeit davor soll es
neue, ehrgeizigere Ziele geben.
Bis 2030 sollen 65 Prozent weni-
ger CO2 ausgestoßen werden als
1990. Zehn Prozent weniger als
ursprünglich geplant. Diese Ver-
schärfung allerdings hat mehr mit
Brüssel als mit Karlsruhe zu tun,
leitet sie sich ja aus dem unions-
weiten Klimaziel ab, das sich die
EU unlängst gegeben hat.

Bei diesen Zahlen, merken Kri-
tiker allerdings zu Recht an, han-
delt es sich bisher nur um
Wunschvorstellungen. Darüber,
wie sie Realität werden sollen,
wird die große Koalition sich bis
zur Bundestagswahl nicht mehr
einigen können. Wer wissen will
warum, muss sich eine aktuelle
Studie der Umwelt-Denkfabriken
„Agora Energiewende“, ihrer
Schwester „Agora Verkehrswen-
de“ und der „Stiftung Klimaneu-

tralität“ anschauen. Die haben zu-
fälligerweise drei Tage vor dem
Beschluss der Verfassungsrichter
durchgerechnet, welche Anstren-
gungen für eine Klimaneutralität
bis 2045 nötig sein würden.

So müssen im Gebäudebereich
spätestens ab 2030 jährlich fast
doppelt so viele Häuser saniert
werden wie momentan. In sechs
Millionen Häuser müssen bis da-
hin Wärmepumpen verbaut wer-
den, sechsmal mehr als jetzt. Im
Verkehr müssten bis 2030 rund 14
Millionen Elektroautos unter-
wegs sein, eine Verzehnfachung

des aktuellen Werts. Ab 2032
dürften Autos mit Verbrennungs-
motor überhaupt nicht mehr zu-
gelassen werden, so die Autoren.
Und die Industrie soll durch den
Einsatz von Wasserstoff schon
2040 weitgehend klimaneutral
sein.

Kann das gelingen? „Die Ant-
wort ist ein klares Ja“, sagt Rai-
ner Baake, Chef der Stiftung Kli-
maneutralität. Baake ist kein Un-
bekannter in der Klimapolitik,
jahrelang war er Staatssekretär im
Umwelt- und im Wirtschaftsmi-
nisterium. Der Schlüssel zum Er-
reichen dieser Ziele ist, das be-
tont er vehement, ein massiver
Ausbau der erneuerbaren Energi-
en. Denn ohne ausreichend Öko-
strom sind E-Autos und Wärme-
pumpen nur wenig sinnvoll. Da-
mit die Ökostromversorgung mit
der zunehmenden Elektrifizie-
rung Schritt hält, muss der Aus-
bau der Erneuerbaren massiv for-
ciert werden: Allein an Land sind
1200 neueWindräder pro Jahr nö-
tig – drei Mal so viele wie 2020
errichtet wurden. Auch die Leis-
tung der Solarenergie muss sich
bis 2030 verdreifachen.

Vor allem aber lässt sich das
Ausstiegsdatum für die Kohlever-
stromung wohl nicht halten. „Wer
glaubt, Kohlekraftwerke könnten
noch bis 2038 laufen, macht sich
Illusionen“, so Baake am Diens-
tag. Für die Kohleregionen, die
sich auf einen geregelten Struk-
turwandel verlassen, würde das
einen herben Schlag bedeuten.
Die Stiftung schlägt vor, einen
Mindestpreis von 50 Euro die
Tonne für den CO2-Ausstoß im
Energiebereich festzulegen, der
jährlich um drei Euro steigt. Mit
diesem, so ist sich Baake sicher,
wäre die Kohleverstromung be-
reits 2030 erledigt. In weiten Tei-
len von SPD und CDU will man
den Kumpeln aber einen solchen
Schlag nicht zumuten, erst Recht
nicht im Wahlkampf (die CSU
schon). Übernehmen könnte die-
sen Todesstoß allerdings die Re-
alität, nämlich jene des EU-Emis-
sionshandels. In diesem kostet
der Ausstoß einer Tonne CO2
schon jetzt rund 50 Euro. Dass
dieser Wert noch mal sinken
wird, halten Experten für unwahr-
scheinlich. Erwartet wird das Ge-
genteil.

Der Atmosphäre CO2 entnehmen
Klimaneutralität be-
deutet, dass sämtliche
Treibhausgase, die der
Mensch verursacht und
die den globalen Tem-
peraturanstieg verursa-
chen, ausgeglichen wer-
den. Zu diesen Treib-
hausgasen gehören
Kohlendioxid, aber auch
Methan und Lachgas. So

kann die globale Durch-
schnittstemperatur sta-
bilisiert werden. Weil
manche Emissionen un-
vermeidbar sind, müs-
sen der Atmosphäre
auch Partikel entnom-
men werden, etwa
durch Aufforstung oder
Technologien wie „Di-
rect Air Capturing“.

Derartige Maschinen
gibt es bereits, sie müs-
sen allerdings für eine
Serienreife noch weiter
erforscht werden. Damit
die globale Durch-
schnittstemperatur
sinkt, sind solche soge-
nannten „negativen
Emissionen“ unerläss-
lich. igs

Interview

Oliver Geden, Experte für Klima-
politik bei der Stiftung Wissen-
schaft und Politik, erklärt, warum
das neue deutsche Langfrist-CO2-
Ziel dem Klima nicht unbedingt
etwas bringt, aber dennoch be-
grüßenswert ist.

Herr Geden, Deutschland will noch
vor dem gemeinsamen EU-Ziel kli-
maneutral werden.Werden so wirk-
lich Klimagase eingespart?
Oliver Geden: Es war immer klar,
dass manche Länder in der EU
vor 2050 klimaneutral werden
müssen, damit andere bis nach
2050 dafür Zeit haben. Nur des-
wegen konnten Staaten wie Po-
len, die stark von der Kohle ab-
hängig sind, einem gemeinsamen
Ziel zustimmen. Bislang hatten
sich nur kleinere Länder wie
Schweden und Finnland dazu be-
kannt, früher als 2050 klimaneu-
tral zu werden. Da entstehen
nicht so große Spielräume, wie es
nun bei Deutschland der Fall ist.
Aber klar, einen wirklichen Effekt
auf die Gesamtemissionen der EU
hat eine frühere deutsche Klima-
neutralität nicht. Aber das kann
sich noch ändern, die EU-Ziele
sind mit der Zeit ja immer schär-
fer geworden.

Mehrere Gesetzemüssen für das Ziel
Klimaneutralität geändert werden,
ständigen politischen Streit inklusi-
ve. Ein Emissionshandel hingegen
würde dem CO2 -Ausstoß einen an-
steigenden Preis geben, im Indus-
trie- und Energiesektor wird so er-
folgreich CO2 reduziert.Wäre es
nicht sinnvoll, die restlichen Berei-
che auch in diesen Handel aufzuneh-
men?
Das würde es grundsätzlich ein-
facher machen. Aber ich bin mir
nicht sicher, ob es die Steuerungs-
wirkung hin zu weniger CO2 ver-
bessern würde. Das hätte wohl
zur Folge, dass in manchen Sek-
toren die Transformation länger
dauert. Würde man etwa den Ver-
kehr in den bestehenden Emissi-
onshandel integrieren, hätte das
erst mal keine starken Effekte auf
den Benzinpreis. Den Übergang
zur E-Mobilität würde man so
nicht voranbringen.

DemKlima ist doch gleichgültig, wo
CO2 letztlich eingespart wird. Mit ei-
nem Emissionshandel würde das
doch dort passieren, wo es am güns-
tigsten ist.
Ja, aber Sie würden die notwen-
digen Anstrengungen in den Be-
reichen, in denen geringe Preis-
signale keine Verhaltensänderun-

gen erzwingen, nach hinten ver-
schieben. Es ist unrealistisch,
dass die Autoindustrie zwischen
den Jahren 2035 und 2040 plötz-
lich auf E-Mobilität umstellen
kann. Deswegen wird der
CO2-Ausstoß von Pkw zusätzlich
reguliert. Das ist zwar kompli-
ziert und bürokratisch, aber an-
ders wird es nicht gehen.

Igor Steinle

„Erstmal keinen
starken Effekt“

Energieminister
Altmaier

inszeniert sich nun
als Vorkämpfer für
den Klimaschutz.

FrüheresAus für
KohleundVerbrenner
Ökologie Die Bundesregierung will ein neues Klimaschutzgesetz beschließen.
Die Folgen, die sich dadurch fürWirtschaft und Verbraucher ergeben, werden
immens sein. Von Igor Steinle

Drei Mal so viel Wind-
und Sonnenergie, 14
Millionen Elektroau-
tos: Die neuen Klima-
ziele der Bundesregie-
rung werden das Land
nachhaltig verändern.
Foto: ©lassedesignen/

shutterstock.com

Mit Hut statt Krone hat Königin Elizabeth II. die neue Sitzungsperiode des bri-
tischen Parlaments eröffnet. Sie verlas als Staatsoberhaupt die Regierungser-
klärung des Premiers. Foto: Eddie Mulholland/The Daily Teleg/PA Wire/dpa

Sitzungseröffnung ohne Krone

Prozent der Tafeln in Deutschland
verzeichneten zuletzt eine höhere
Nachfrage als im Septermber 2020.
Laut Bundesverband der Tafeln kamen
vor allem Menschen, die von Kurzar-
beit betroffen waren, Rentner und
Hartz-IV-Bezieher. Asylbewerber ka-
men weniger. Insgesamt gibt es rund
950 solcher Einrichtungen, die Le-
bensmittelspenden verteilen. kna

ZAHL DES TAGES

40
Missbrauch
Betroffenenbeirat
aufgelöst
Hannover/Berlin. Die Beteiligung
von Betroffenen bei der Aufarbei-
tung vonMissbrauch in der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland
(EKD) ist vorerst gescheitert. Der
vor sieben Monaten einberufene
Betroffenenbeirat wurde aufge-
löst. Teile des Beirats kritisierten
das Vorgehen der Kirche als ein-
seitig. „Wir lassen uns nicht auf-
lösen“, heißt es in der am Diens-
tag veröffentlichten Erklärung,
die von vier der insgesamt zwölf
Mitgliedern des Gremiums unter-
zeichnet wurde. kna

Präsidentenwahl
IranischeMilitärs
zeigen Interesse
Teheran.Knapp sechsWochen vor
der Präsidentschaftswahl im Iran
können Bewerber bis Samstag
ihre Kandidatur einreichen. Der
Wächterrat entscheidet über die
Zulassung. Laut der staatlichen
Nachrichtenagentur Irna ist die
Zahl der Bewerber mit militäri-
schem Hintergrund so hoch wie
noch nie. Zu ihnen zählen der der
frühere Verteidigungsminister
Hossein Dehkan und der General
Saeed Mohammad, der derzeit
den Chef der Revolutionsgarden,
Hossein Salami, berät. afp

Oliver Geden,
Klimaexperte bei
der StiftungWis-
senschaft und
Politik.FO
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Beleidigungen
Strafrechtslücke
soll gefüllt werden
Berlin Bundesjustizministerin
Christine Lambrecht (SPD) will
im Strafrecht eine Lücke zwi-
schen Beleidigung und Volksver-
hetzung schließen. Darunter sol-
len dann Schmähungen etwa ge-
gen Juden, Muslime, Homosexu-
elle oder Menschen mit
Behinderungen fallen. Die Rege-
lung soll an den schon im Bun-
destag beratenen Gesetzentwurf
zur Strafbarkeit von Feindeslisten
angeschlossen und am Mittwoch
vom Kabinett beschlossen wer-
den. kna
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